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Corona-Pandemie: Auswirkungen auf Kommunen 
Kurzarbeit: Probleme nicht auf Kosten der Beschäftigten lösen – dbb veröffent-
licht umfassende Hinweise 
 
Gewerkschaften und kommunale Arbeitgeber werden nach tarifvertraglichen Lösungen suchen, 
um die Folgen der Corona-Pandemie zu bewältigen. Der dbb fordert zudem von der Bundesre-
gierung, das Kurzarbeitergeld zu erhöhen. 

 
Die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber-
verbände (VKA) hatte zuvor Bedarf für eine 
Regelung zur Kurzarbeit angemeldet. Schlie-
ßungen von Kultureinrichtungen, Bädern und 
anderen öffentlichen Unternehmen würden 
dies notwendig machen. Volker Geyer, dbb 
Fachvorstand für Tarifpolitik, sagte dazu am 
25. März 2020: „Wir haben Verhandlungen zu-
gestimmt. Schon weil wir nicht wollen, dass 
das Problem auf die betriebliche Ebene verla-
gert wird und damit faire Lösungen vom guten 
Willen der einzelnen Arbeitgeber abhängen. 
Klar ist aber auch, dass die aktuellen Probleme 
nicht auf Kosten der Beschäftigten gelöst wer-
den dürfen. Das bedeutet: Das Kurzarbeiter-
geld muss aufgestockt werden, da sind die öf-
fentlichen Arbeitgeber in der Pflicht.“ Die Rege-
lungen dürften außerdem, so Geyer weiter, 
insgesamt nur für die Krisenzeit gelten und 

müssten entsprechend befristet werden. Be-
triebsbedingte Kündigungen sollen zudem im 
Gegenzug von der Arbeitgeberseite ausge-
schlossen werden. 
 
Zusätzlich müsse die Bundesregierung das 
Kurzarbeitergeld erhöhen, da es in seiner jetzi-
gen Form nicht ausreiche. Geyer: „Eine grund-
sätzliche Erhöhung ist angezeigt. Das ist nicht 
nur insbesondere für die unteren Einkommens-
gruppen essenziell, sondern für eine starke 
Binnennachfrage auch volkswirtschaftlich sinn-
voll.“ 
 
Da zahlreiche Arbeitgeber derzeit über das In-
strument der Kurzarbeit nachdenken oder es 
bereits beantragt haben, hat der dbb wichtige 
Informationen zum Thema auf dbb.de zusam-
mengestellt. 
 

 
 
Infektionsschutzgesetz wird angepasst 
Corona-Pandemie: Verdienstausfall durch Kinderbetreuung umfassend aus-
gleichen 
 
Viele Eltern müssen aufgrund geschlossener Schulen und Kitas ihre Kinder selbst Zuhause be-
treuen – auf Kosten des eigenen Einkommens. Die geplanten Hilfen der Bundesregierung sind 
für den dbb zwar grundsätzlich richtig, gehen aber nicht weit genug. 

 
Die Regelungen – formal als Erweiterung des 
Infektionsschutzgesetzes geplant – sollen gel-
ten, wenn Behörden wie zuletzt Kitas oder 
Schulen schließen, um die Verbreitung von In-
fektionen oder übertragbaren Krankheiten zu 
verhindern. Beschäftigte, die deswegen Kinder 
betreuen müssen, und keinen anderen An-
spruch auf Entgelt haben, bekämen dann ma-
ximal sechs Wochen lang einen Ausgleich des 
Verdienstausfalles in Höhe von 67 Prozent ih-
rer Vergütung, gedeckelt auf 2.016 Euro im 
Monat. Anspruch sollen allerdings nur die Sor-
geberechtigten haben, deren Kind entweder 
das zwölfte Lebensjahr noch nicht beendet hat 
oder wegen einer Behinderung auf Hilfe ange-
wiesen ist. 
 

„Es ist absolut richtig, die betroffenen Eltern zu 
unterstützen“, sagte dbb Chef Ulrich Silber-
bach am 24. März 2020. „In ihrer bisher ge-
planten Form würde die Regelung aber weiter-
hin massive finanzielle Einbußen für die Fami-
lien bedeuten. Zumal heute ja noch gar nicht 
absehbar ist, wie lange die Krise noch andau-
ern wird. Deshalb muss hier dringend nachge-
bessert werden. Sechs Wochen scheinen als 
Zeitraum vorerst angemessen, aber statt 67 
sollten 100 Prozent des Verdienstausfalls kom-
pensiert werden.“ Auch ein weiterer Aspekt der 
Reform sei unzureichend, so Silberbach. Mit 
Blick auf die im Gesetzentwurf genannte Al-
tersgrenze von zwölf Jahren sagte der dbb 
Bundesvorsitzende: „Jede Entwicklung verläuft 
anders, und gerade in einer Krisensituation 
sollten Kinder nicht alleine zu Hause sein. Die 

https://www.dbb.de/teaserdetail/artikel/informationen-zur-kurzarbeit.html
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Altersgrenze muss deutlich angehoben wer-
den, nämlich auf 16 Jahre.“ 
 
Informationen zu den bestehenden Regelun-
gen für die Kinderbetreuung durch Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst hat der dbb auf den 

entsprechenden Sonderseiten auf dbb.de für 
Beamtinnen und Beamte sowie Tarifbeschäf-
tigte gesammelt. 
 

 
 
Bericht der FAS 
Beamtenversorgung: Systemwechsel ist sinnlos 
 
Laut einem Medienbericht will die Rentenkommission der Bundesregierung empfehlen, neue Be-
amtinnen und Beamte in die Gesetzliche Rentenversicherung einzubeziehen. Friedhelm Schäfer, 
dbb Fachvorstand für Beamtenpolitik, bezeichnete die Pläne als „sinn- und verantwortungslos“. 

 
Die „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“ 
(FAS) berichtete in ihrer Ausgabe vom 22. 
März 2020 über das Vorhaben. „Das funktio-
nierende System zu zerschlagen, um eine ge-
fühlte Ungerechtigkeit zu beseitigen, ist wirk-
lich hanebüchen“, sagte Schäfer. „Die FAS 
weist ja zu Recht darauf hin, dass sich damit 
praktisch nicht viel ändern würde, wenn man 
gleichzeitig eine entsprechende Zusatzversor-
gung in Form einer betrieblichen Altersvor-
sorge für die Beamtinnen und Beamten auf-
bauen würde – was schon mit Blick auf die not-
wendige Attraktivität des öffentlichen Dienstes 
zur Fachkräftegewinnung zweifellos unum-
gänglich wäre.“ 

Die FAS weise zudem ebenfalls auf die Tatsa-
che hin, dass ein solcher Systemwechsel lang-
fristig für die Gesetzliche Rentenkasse sogar 
teurer würde. „Doch immerhin würden sich die 
Wähler dann nicht mehr so oft darüber aufre-
gen“, heißt es dazu in der Zeitung. Für Schäfer 
zeigt sich darin die ganze Absurdität der Vor-
schläge: „In letzter Konsequenz würde damit 
das für diesen Staat so elementare, im Grund-
gesetz verankerte Berufsbeamtentum leichtfer-
tig in Frage gestellt, um billige politische 
Punkte zu machen. Das wäre ebenso sinn- 
und verantwortungslos.“ 

 
 
Corona-Pandemie 
Informationen für Personalräte 
 
Gerade in Krisenzeiten sind Personalräte als Interessenvertretung der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes besonders gefragt. Der dbb stellt dafür Informationen bereit. 

 
Die Rechte der Personalvertretungen nach 
dem Bundespersonalvertretungsgesetz 
(BPersVG), das als Grundlage für die Informa-
tionssammlung dient, sind auch in der gegen-

wärtigen Situation grundsätzlich nicht einge-
schränkt. Mehr zu den Hintergründen und Ant-
worten auf häufig gestellte Fragen finden sich 
auf der entsprechenden Seite auf dbb.de. 

 

 
Europa 
Lühmann: Auch Corona-Katastrophe trifft besonders die Frauen 
 
Kirsten Lühmann hat gefordert, bei den europäischen und den staatlichen Ausgleichs- und Hilfs-
maßnahmen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie die besondere Lage der Frauen zu 
beachten. 

 
„Die EU-Mitgliedstaaten müssen sich in ihrem 
Kampf gegen das Virus auf gemeinsame Leitli-
nien verständigen. Das gilt auch für solche so-
zialen und wirtschaftlichen Probleme, die in 
erster Linie Frauen betreffen“, sagte Lühmann, 

Vorsitzende des Ausschusses für die Rechte 
der Frauen (FEMM) der Europäischen Union 
Unabhängiger Gewerkschaften (CESI). 
 

https://www.dbb.de/corona-informationen-beamtinnen-und-beamte.html
https://www.dbb.de/corona-informationen-tarifbeschaeftigte.html
https://www.dbb.de/corona-informationen-tarifbeschaeftigte.html
https://www.dbb.de/corona-informationen-personalvertretungen.html
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„Die Ausgangssperren, die es in mehreren Mit-
gliedstaaten gibt, treffen viele Frauen hart. Alle 
Menschen stehen in dieser Ausnahmesituation 
unter großem Druck. Es ist bereits eine Zu-
nahme häuslicher Gewalt zu beobachten, die 
sich zumeist gegen Frauen und oft genug und 
in jedem Fall seelisch auch gegen Kinder rich-
tet“, so Lühmann. In vielen EU-Staaten seien 
die Frauenhäuser bereits an den Kapazitäts-
grenzen. „Wir brauchen jetzt schnell mehr 
Plätze für gefährdete Frauen und ihre Kinder.“ 
Kontaktverbote wie in Deutschland, die es den 
Menschen noch erlauben, an die frische Luft 
zu gehen, seien harten Ausgangssperren vor-
zuziehen. 
 
Darüber hinaus gelte es, bei den arbeits- und 
sozialrechtlichen Antworten auf die Corona-
Krise frauenspezifische Aspekte zu beachten, 
so die FEMM-Vorsitzende: „Viele Alleinerzie-
hende und damit überwiegend Frauen können 

in der gegenwärtigen Lage nicht zur Arbeit ge-
hen. In einigen EU-Staaten werden sie von 
den Arbeitgebern gezwungen, ihren Jahresur-
laub zu nehmen. Das verschiebt die Probleme 
nur in den Sommer, wenn die Schulen regulär 
geschlossen sind.“ Der Abbau von Überstun-
den könne zwar vom Arbeitgeber erwartet wer-
den. Die Maßnahmen zur Seucheneindäm-
mung seien jedoch kein Erholungsurlaub. 
 
Zudem seien Frauen sind vielfach als Klein-
stunternehmerinnen aktiv. „Viele Frauen sind-
Solo-Selbständige. Das bedeutet, dass diese 
Menschen dringend staatliche Hilfen brau-
chen“, erklärte Lühmann. Kreditstundungen o-
der neue zinsgünstige Kredite würden nicht 
weiterhelfen. „Die Solo-Selbständigen, Frauen 
wie Männer, brauchen Kompensation für die 
weggefallenen Einnahmen. Die brauchen ech-
tes Geld, sonst sind sie nach wenigen Wochen 
bankrott.“ Lühmann plädierte daher für Heli-
koptergeld für Solo-Selbständige. 

 
 
dbb jugend 
Öffentlicher Dienst im Krisenmodus: Nur zusammen kommen wir da gut durch! 
 
Die dbb jugend appelliert an alle Menschen in Deutschland, in der Coronavirus-Krise zusammen-
zuhalten: „Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes sind in sämtlichen Bereichen voll im Kri-
senmodus und arbeiten am Anschlag. Nur, wenn wir alle zusammenhalten, kommen wir da gut 
durch.“ 

 
„Ob im medizinischen und sozialen Bereich, in 
punkto Ordnung und Sicherheit auf der Straße 
und im Justizvollzug, in der Bundesagentur für 
Arbeit, in Bundes- und Landesministerien, 
Kreis- und Kommunalverwaltungen, Kitas und 
Schulen, in der Bundes- und in den Landes-
banken, auf der Straße und in Behörden, von 
denen manche noch nie etwas gehört haben, 
sind die Kolleginnen und Kollegen des öffentli-
chen Dienstes derzeit voll im Krisenmodus. Sie 
alle kennen nur ein Ziel: Die Menschen und 
das Land so zügig und schadlos durch die 
Coronavirus-Krise zu bringen wie nur irgend 
möglich“, sagte Karoline Herrmann, Vorsit-
zende der dbb jugend und Mitglied der dbb 
Bundesleitung, am 23. März 2020 in Berlin. 
 
„Damit sich der öffentliche Dienst darauf kon-
zentrieren kann, worauf es jetzt ankommt – 
nämlich alles in seiner Macht Stehende zu tun, 
um alle zu schützen und die Kurve flach zu 

halten, – bitten wir die Bürgerinnen und Bür-
ger, sich an die Regeln zu halten und den An-
weisungen Folge zu leisten. Dass Schließun-
gen und Ausgangsbestimmungen hart sind 
und vielen auf die eine oder andere Weise zu 
schaffen machen, ist menschlich und absolut 
nachvollziehbar. Allerdings dürfen sich Ärger 
und Frust nicht an den Überbringern und Ga-
ranten dieser Bestimmungen entladen. Per-
sönliche Beleidigungen und Beschimpfungen, 
von denen wir zunehmend erfahren, lösen kein 
einziges Problem. Sie sind inakzeptabel und 
müssen unterbleiben. Die Menschen im öffent-
lichen Dienst, insbesondere die Einsatzkräfte 
und das medizinische Personal, sind seit Wo-
chen im Dauereinsatz und machen ihren un-
verzichtbaren Job für die Allgemeinheit. Das 
verdient Respekt und Wertschätzung. Die ak-
tuelle Lage ist für alle keine einfache Situation. 
Aber nur, wenn wir zusammenhalten, kommen 
wir da gut durch", appellierte Herrmann. 
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Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 
dbb Landesbünde und Mitgliedsgewerkschaften 
Corona-Pandemie: Informationen und politische Forderungen 
 
Die Corona-Pandemie hat Auswirkungen auf nahezu alle Bereiche des öffentlichen Lebens – und 
damit natürlich auch auf den gesamten öffentlichen Dienst. Die dbb Landesbünde und Fachge-
werkschaften bieten in dieser Lage wichtige regional- und berufsspezifische Informationsange-
bote. 

 
Insbesondere zu den länderspezifischen bzw. 
regionalen Regelungen empfiehlt der dbb, sich 
regelmäßig bei den dbb Landesbünden zu in-
formieren. Eine Übersicht der Landesbünde 
finden Sie auf dbb.de. Hinsichtlich der berufs-
spezifischen Informationen gilt dies selbstver-
ständlich auch für die dbb Mitgliedsgewerk-
schaften. Eine Liste aller im dbb organisierten 
Gewerkschaften finden Sie ebenfalls auf 
dbb.de. 
 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Bereiche 
und der dynamischen Entwicklung kann nur 
eine Auswahl der Aspekte im dbb aktuell abge-
bildet werden. Die Redaktion bittet dafür um 
Verständnis. 
 
Die Meldungen: 
 
Ergänzend zu den Informationen des dbb auf 
Bundesebene hat der BBW Beamtenbund 
und Tarifunion für Baden-Württemberg ergän-
zenden Hinweise für die Beschäftigten des 
Landes veröffentlicht. Die dazugehörige Mel-
dung mit den weiterführenden Links ist auf 
bbw.dbb.de verfügbar. 
 
Der DBB NRW hat die Landesregierung aufge-
fordert, durch geeignete, auch gesetzgeberi-
sche Maßnahmen klarzustellen, dass geleis-
tete Mehr- und Überstunden nicht verfallen. 
Dies gelte für alle Bereiche des öffentlichen 
Diensts. Außerdem nicht nur für jetzt aufgrund 
der besonderen Belastungssituation neu anfal-
lende, sondern auch für bereits vorhandene 
Stunden. Diese könnten nämlich derzeit weit-
gehend nicht mehr in Freizeit ausgeglichen 
werden, so der dbb Landesvorsitzende Roland 
Staude. Ein finanzieller Ausgleich sei aufgrund 
der hierfür vorgesehenen Beträge nicht ausrei-
chend und auch nicht angemessen. 
 
Der dbb Hessen hat die von der Landesregie-
rung angekündigte Lockerung der Schulden-
bremse begrüßt. „Es ist grundsätzlich richtig, 
nun zusätzliches Geld locker zu machen, um 
Unternehmen, die unter der Coronakrise lei-
den, punktgenau zu fördern“, sagte der dbb 

Landesvorsitzende Heini Schmitt am 20. März 
2020. „Die Vergabe von Geldern muss aber 
nach ganz klaren und nachvollziehbaren Re-
geln geschehen.“ Außerdem lege der dbb Hes-
sen großen Wert darauf, dass zu der Hilfe 
klare, gut anwendbare Regelungen für die Be-
schäftigten in der Verwaltung geschaffen wer-
den, die auch eine schnelle und effiziente Um-
setzung ermöglichen. 
 
Der dbb berlin hat gefordert, die Abgeltungs-
fristen für Resturlaube zu verlängern. Für Tarif-
beschäftigte gebe es die Verpflichtung, eventu-
ellen Resturlaub aus 2019 bis Mai 2020 abzu-
tragen. Andernfalls verfalle dieser. Würde die 
Regelung beibehalten, müssten viel Beschäf-
tigte unverzüglich Urlaub zu nehmen, und es 
könne je nach Dienstbereich zu massiven Ein-
schränkungen der Arbeitsfähigkeit kommen. 
Daher fordert der dbb berlin die Verlängerung 
der Abgeltungsfrist für Resturlaub aus 2019 bis 
zum 31.12.2020 und einer Verlängerung der 
Abgeltungsfrist für Resturlaub aus 2020 bis 
zum 31.12.2021. 
 
Der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft Ar-
beit und Soziales (vbba) Waldemar 
Dombrowski prognostizierte am 23. März 2020 
durch die Pandemie gravierende Folgen für 
den Arbeitsmarkt in Deutschland: „Angesichts 
der Rückmeldungen unserer Kolleginnen und 
Kollegen in den Arbeitsagenturen erwarte ich 
eine Inanspruchnahme des Kurzarbeitergel-
des, die das Niveau der Finanzkrise in 
2008/2009 deutlich übertreffen wird. Bereits im 
Vorjahr hatten wir wegen der konjunkturellen 
Delle, der aufkommenden Schutzzollpolitik und 
der Verunsicherung im Automotive-Bereich 
steigende Kurzarbeitergeldzahlen. Aber im Zu-
sammenhang mit der aktuellen Pandemie sind 
die Anfragen nach Kurzarbeit regelrecht explo-
diert. „Als ‚Kliniken‘ für den angeschlagenen 
Arbeitsmarkt werden Arbeitsagenturen und 
Jobcenter mehr Personal benötigen!“ In den 
Arbeitsagenturen würden momentan die perso-
nellen Kapazitäten auf die Beratung der Arbeit-
geber und Auszahlung des Kurzarbeitergeldes 
konzentriert. Daneben stehe die Sicherstellung 

https://www.dbb.de/der-dbb/dbb-landesbuende.html
https://www.dbb.de/der-dbb/mitgliedsgewerkschaften.html
https://www.bbw.dbb.de/aktuelles/news/grundlegende-informationen-fuer-beamtinnen-und-beamte-sowie-tarifbeschaeftigte-im-oeffentlichen-dienst-in-baden-wuerttemberg/
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der Gewährung des Arbeitslosengeldes im Fo-
kus. 
 
Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) 
hat am 25. März 2020 die Einigung der Länder 
auf bundesweit einheitliche Regelungen für die 
Abiturprüfungen vor dem Hintergrund der 
Corona-Pandemie begrüßt. „Die von der Kul-
tusministerkonferenz gefassten Beschlüsse 
schaffen Klarheit und bewahren die Chancen-
gleichheit der Schülerinnen und Schüler in 
Deutschland“, sagte VBE Chef Udo Beckmann 
Udo Beckmann. „Es muss zwingend gewähr-
leistet bleiben, dass wir in Deutschland durch 
unterschiedliche Verfahren einzelner Bundes-
länder kein A-, B- oder C-Abitur schaffen. Posi-
tiv festzuhalten ist, dass die Kultusministerkon-
ferenz heute bewiesen hat, dass der Bildungs-
föderalismus auch in schwierigen Zeiten funkti-
onieren kann“, so Beckmann. 
 
Die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivfüh-
rer (GDL) forderte am 25. März 2020 die Hal-
bierung des Zugverkehrs. Zum einen seien die 
Fahrgastzahlen deutlich gesunken, zum ande-
ren sei der Höhepunkt der Pandemie noch 
lange nicht erreicht. GDL-Bundesvorsitzender 
und dbb Vize Claus Weselsky: „Wir müssen 
jetzt mit dem Einsatz von Lokomotivführern 
und Zugbegleitern haushalten. Viel zu lange 
hat die Deutsche Bahn an einem 100-Prozent-
Angebot festgehalten. Die jetzige Verringerung 
reicht bei Weitem nicht aus, denn auch das 
Zugpersonal kann krank werden. Die DB sollte 
jetzt nicht in Umsätzen rechnen, sondern mit 
einem halbierten Verkehr langfristig für einen 
sicheren Transport von Personen und Gütern 
sorgen – und zwar ohne, dass Lokomotivführer 
und Zugbegleiter laufend Zusatzschichten leis-
ten müssen.“ 
 
Der Vorsitzende der DPolG Bundespolizeige-
werkschaft Heiko Teggatz hat am 20. März 
2020 um die Verschiebung des Termins für die 
Personalratswahlen bei der Bundespolizei ge-

beten. In einem Schreiben an das Bundesmi-
nisterium des Innern sowie an das Bundespoli-
zeipräsidium verweist Teggatz auf die rasante 
Lageentwicklung in Bezug auf die Verbreitung 
des Coronavirus in Deutschland. Vor dem Hin-
tergrund sei eine Verschiebung der Personal-
ratswahlen vom Mai in den Herbst 2020 sinn-
voller als die bis dato vorgesehene Briefwahl. 
Teggatz: „Die Organisation von Personalrats-
wahlen vor Ort bindet dringend benötigtes Per-
sonal, welches derzeit besser zur Lagebewälti-
gung und zum Schutz der Bevölkerung einge-
setzt werden sollte.“ 
 
Die Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft 
(BDZ) hat sich aufgrund des geringeren Auf-
kommens an Dienstreisen im Zuge derzeitiger 
Infektionsschutzmaßnahmen an die zuständi-
gen Stellen gewandt, um absehbare Einkom-
menseinbußen der Kraftfahrer/innen der Bun-
desfinanzverwaltung zu vermeiden. Nach Infor-
mationen des BDZ prüft das für den Tarifver-
trag des öffentlichen Dienstes (TVöD) zustän-
dige Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat (BMI) tarifvertragliche Maßnah-
men, um eine finanzielle Benachteiligung der 
Kraftfahrer/innen im Bundesdienst möglichst 
zu vermeiden. 
 
Der Bund Deutscher Rechtspfleger (BDR) 
hat am 23. März 2020 gegenüber Bundesjus-
tizministerin Christine Lambrecht angeregt an, 
die Frist zur Erbschaftsausschlagung von 
sechs Wochen auf drei Monate zu erweitern. 
Aufgrund der aktuell erlassenen Ausgangs- 
und Kontaktbeschränkungen komme es ge-
rade in den Nachlassabteilungen der Amtsge-
richte weiterhin zu einem kaum nachlassenden 
Publikumsverkehr. Dabei würden sowohl die 
Beschäftigten als auch die rechtsuchenden 
Bürgerinnen und Bürger einem kaum zu vertre-
tenden Risiko ausgesetzt. Dieses ließe sich 
weitgehend reduzieren, wenn die Frist zu Aus-
schlagung einer Erbschaft entsprechend ver-
längert würde. 
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Bayern 
Bayerischer Beamtenbund: Führungswechsel in Ausnahmezeiten 
 
Seit dem 25. März 2020 steht an der Spitze des Bayerischen Beamtenbundes (BBB) ein neuer 
Vorsitzender: Rainer Nachtigall, bisher stellvertretender Vorsitzender, übernimmt das Amt kom-
missarisch von Rolf Habermann, bis wieder ordentliche Wahlen möglich sind.  
 
Die Einschränkungen aufgrund der Corona-
Krise hatten die angesetzten Wahlen unmög-
lich gemacht. Rolf Habermann war gemäß sei-
ner langjährig geäußerten Überzeugung zu-
rückgetreten, weil er im Februar in den Ruhe-
stand gegangen war. Eine schlagkräftige Inte-
ressenvertretung brauche aber einen Vorsit-
zenden, der nah am Alltag der Beschäftigten 
ist – gerade in Zeiten, wie sie aktuell zu bewäl-
tigen seien. 
 
Rainer Nachtigall übernimmt die Geschicke 
des BBB in einer unberechenbaren Zeit. 
„Diese Herausforderung nehme ich entschlos-
sen an“, so der neue Vorsitzende. In Zusam-
menarbeit mit der Staatsregierung wolle er mit 
dem kompetenten und leistungsstarken öffent-
lichen Dienst den Freistaat Bayern durch die 

Krise führen. Der 55-jährige Nachtigall stammt 
ursprünglich aus Nürnberg, ist verheiratet und 
hat eine erwachsene Tochter. Sein bisheriges 
Amt als Vorsitzender der Deutschen Polizeige-
werkschaft in Bayern, einer der größten Mit-
gliedsverbände des BBB, legte er nieder. 
 
Rolf Habermann, 1954 in Bayreuth geboren, 
verlässt den BBB mit einer beeindruckenden 
Bilanz. In seiner Amtszeit hat das bayerische 
Berufsbeamtentum grundlegende Neuerungen 
erfahren: Es wurde mit einer völlig neuen 
rechtlichen Grundlage versehen, der Leis-
tungsgedanke und die Motivation wurden in 
den Vordergrund gerückt sowie die berufliche 
Flexibilität gestärkt.  

 
 
Verband Bildung und Erziehung (VBE) 
Umfrage zeigt: Mangel demotiviert Schulleitungen 
 
Eine vom VBE beauftragte forsa-Umfrage unter Schulleitungen hat erneut große Mängel in der 
Bildungspolitik offengelegt. 

 
„Was wir sehen, ist äußerst alarmierend. Die 
Antworten zeigen in beeindruckender Weise, 
wie die wachsende Belastung der Schulleitun-
gen sie sukzessive demotiviert. Sie können ih-
ren Aufgaben immer weniger gerecht werden, 
verlieren an Motivation und fühlen sich gleich-
zeitig nicht mehr so stark unterstützt“, erklärte 
VBE Chef Udo Beckmann am 20. März 2020. 
„Dadurch sinkt die Bereitschaft deutlich, den 
Beruf weiterzuempfehlen – nämlich um 13 Pro-
zentpunkte seit 2018. Das kann sich die Politik 
aber nicht leisten, fehlen doch heute schon 
rund 1.000 Schulleitungen in Deutschland. Und 
auch den Lehrkräftemangel bekommen wir im-
mer stärker zu spüren: An fast 60 Prozent der 
Schulen fehlen Lehrkräfte, an der Hälfte aller 
Schulen werden deshalb Seiteneinsteigende 
eingestellt. Und diese werden nicht angemes-
sen vorbereitet! So geben sogar 36 Prozent 
der Schulleitungen an, dass die Seiteneinstei-
genden an ihrer Schule weder Vorqualifizie-
rung noch berufsbegleitende Weiterqualifizie-
rung erhalten haben. All das zeigt das Bild ei-
nes desolaten Berufsfeldes. Was es braucht, 
ist eine proaktive Informationspolitik der Politik 

und endlich Möglichkeiten, das stetig wach-
sende Aufgabenspektrum und die steigenden 
Verwaltungsarbeiten besser zwischen Schullei-
tungen und deren Stellvertretung beziehungs-
weise in einem Schulleitungsteam aufzuteilen.“ 
 
Auffällig sei, dass sowohl Belastungsfaktoren 
als auch Verbesserungsbedarfe in der Bewer-
tung der Schulleitungen relativ stabil bleiben: 
Die drei größten Herausforderungen sind mit 
Zustimmungswerten über 80 Prozent das ste-
tig wachsende Aufgabenspektrum, die steigen-
den Verwaltungsarbeiten und, dass die Politik 
bei ihren Entscheidungen den tatsächlichen 
Schulalltag nicht beachtet. 76 Prozent der 
Schulleitungen sehen die Überlastung des Kol-
legiums als Belastungsfaktor an und genauso 
viele verwehren sich gegen die Anspruchshal-
tung, dass die Schule alle gesellschaftlichen 
Probleme lösen soll. Hinzu kommt der Mangel 
an Ressourcen, Vorbereitung und Fortbildung. 
  
Um mit der Aufgabenfülle besser umgehen zu 
können, votieren über 80 Prozent der Schullei-
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tungen für mehr Anrechnungsstunden zur Er-
füllung besonderer Aufgaben, für eine bessere 
personelle Ausstattung mit pädagogischen 
Fachkräften und für eine Erhöhung der Lei-
tungszeiten bei allen Schulen. Außerdem fin-
den knapp drei Viertel der Schulleitungen eine 
gesicherte Stellvertretungsregelung und die er-
weiterte Schulleitung für wichtig. Dazu bemerkt 

der Bundesvorsitzende des VBE: „Wie in je-
dem anderen Bereich gilt auch für Schullei-
tung, dass Verantwortung besser getragen 
werden kann, wenn sie sich auf mehreren 
Schultern verteilt und projektbezogen weitere 
Expertise hinzugenommen werden kann. Dafür 
braucht es dann Möglichkeiten, dies aber auch 
finanziell wertzuschätzen.“ 

 

Namen und Nachrichten 

 

Der tbb beamtenbund und tarifunion thürin-
gen hat darauf hingewiesen, dass zum 1. März 
die Beurteilungsverordnung in Thüringen in 
Kraft getreten ist. Eine Übersicht mit den wich-
tigsten Änderungen hat der tbb auf seiner In-
ternetseite thueringer-beamtenbund.de zusam-
mengestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Mit dem Jahressteuergesetz 2019 hat der Bun-
desgesetzgeber die Steuerbegünstigung von 
Jobtickets ausgebaut und damit weitere steu-
erliche Anreize für die stärkere Nutzung von 
Jobtickets gesetzt. Der Bund hat es jedoch bis-
lang versäumt, für seine eigenen Beschäftigten 
ein bundeseinheitliches Jobticket einzuführen. 
Dies scheiterte bislang vor allem am Fehlen ei-
nes Arbeitgeberzuschusses. Das Bundesmi-
nisterium des Innern (BMI) hat in diesem Punkt 
jetzt Handlungsbereitschaft signalisiert. Die 
Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft 
(BDZ) forderte daher am 19. März 2020, zeit-
nah die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
dass alle Beschäftigten der Bundesfinanzver-
waltung bundesweit ein steuerbegünstigtes 
Jobticket nutzen können. 
 

https://www.thueringer-beamtenbund.de/aktuelles/news/novellierung-thueringer-beurteilungsverordnung/
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